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Drucksache V/2392 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Starke (Franken), Dr. Imle, 
Dr. Staratzke, Walter und der Fraktion der FDP 


betr. steuerliche Abschreibung im Zonenrandgebiet 


Im Rahmen des regionalen Förderungsprogramms der Bundes- 
regierung sind u.a. für das Zonenrandgebiet steuerliche Ab- 
sdireibungserleichterungen, inbesondere für Rationalisierung, 
Modernisierung und Neuansiedlung von Betrieben vorgesehen, 
die in einem Erlaß des Bundesministers der Finanzen geregelt 
sind. Ungleich günstigere Bestimmungen gelten seit langem 
für Westberlin. 

Neuerdings hat die Bundesregierung erstmalig für ein neues 
Vorhaben: „Strukturförderung für das Ruhrgebiet" auch Haus- 
haltsmittel des regionalen Förderungsprogramms in Anspruch 
genommen. Ferner hat die Bundesregierung Bestimmungen 
über die sehr wirksame Investitionsprämiefür neuanzusiedelnde 
Betriebe im Ruhrgebiet vorgesehen, die für das Zonenrandge- 
biet nicht gelten. 

Im Zonenrandgebiet sind bisher die Maßnahmen zugunsten 
des Ruhrgebiets trotz meist gegenteiliger Interessenlage wegen 
erneuter Verschiebung der Wettbewerbschancen aus tiefem 
Verständnis für übergeordnete Erwägungen hingenommen 
worden. 

Seit einiger Zeit verstärken sich die Besorgnisse, daß die nun- 
mehr an sich schon für die Bestrebungen im Zonenrandgebiet 
schwierigere Situation indirekt oder auf administrativem Wege 
noch stärker beeinträchtigt werden könnte. Dabei spielt bei 
den steuerlichen Abschreibungen der Gesichtspunkt des Ein- 
nahmeausfalls — jedenfalls beim Bund — keine ausschlagge- 
bende Rolle, zumal die Masse des ohnehin nur vorübergehen- 
den Einnahmeausfalls entsprechend der prozentualen Auftei- 
lung der Einkommen- und Körperschaftsteuer auf Bund und 
Länder bei den Ländern auftritt, die aber, soweit bekannt, 
weder eine Änderung der Bestimmungen oder auch nur der 
Praxis ihrer Anwendung beantragt haben, noch wünschen. 
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Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wird die Bundesregierung das regionale Förderungspro- 
gramm, insbesondere für dieZonenrandgebiete, ungeschmälert 
fortsetzen und entsprechend den jeweiligenNotwendigkeiten 
und Möglichkeiten ausgestalten und ausbauen? 

2. Ist sich auch die Bundesregierung darüber klar, daß die 
nunmehr für das Ruhrgebiet ins Auge gefaßte Investitions- 
prämie die mit dem regionalen Förderungsprogramm für 
das Zonenrandgebiet verfolgten Ziele beeinträchtigen kann? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, zu erklären: 

a) daß sie angesichts des neuen Tatbestandes in anderen 
Gebieten bei Anwendung der steuerlichen Abschreibungs- 
erleichterungen für das Zonenrandgebiet besonders groß- 
zügig verfahren wird, 

b) daß sie auch nicht etwa durch Entscheidung in einem 
sog. Musterfall ein Präjudiz schaffen wird, das dann schon 
die Vorlagepraxis der Länder einschränkend beeinflussen 
könnte, weil diese auf solche meist nur intern zu er- 
kennenden Haltungen in Bonn Rücksicht nehmen zu 
müssen glaubt? 


Bonn, den 14. Dezember 1967 


Dr. Starke (Franken) 

Dr. Imle 
Walter 
Dr. Staratzke 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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